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Am 16. September haben wir Ihnen unsere inhaltlichen Schwerpunkte für diese Legislaturperiode vorgestellt. 

Wie versprochen, 
werden wir diese Weichenstellungen 
und den hierfür erforderlichen Projekt- und Zeitplan 
im April 2025 in einer Regierungsmitteilung präzisieren. 

Im Anschluss daran werden Sie fortlaufend nachvollziehen können, 
wo wir mit der Umsetzung jedes einzelnen Projektes stehen. 

Wir setzen auf maximale Transparenz.

In diesem Sinne arbeiten wir in diesen Wochen 
zahlreiche Projekte in all unseren Zuständigkeiten aus 
und berücksichtigen dabei gezielt die Rückmeldungen, 
die wir in unseren Gesprächen 
mit den Gemeinden, Sozialpartnern, Verbänden, Einrichtungen, Organisationen, Vereinen und Einzelpersonen erhalten. 

Einige Vorhaben werden wir sogar schon 
über das anstehende Programmdekret verwirklichen können.
 
Die Koalitionspartner arbeiten überaus vertrauensvoll, konzentriert 
und sehr ergebnisorientiert zusammen. 

Wir kommen gut voran. 

Der Start der neuen Regierung in die neue Legislaturperiode 
ist aus unserer Sicht gelungen. 

Heute hinterlegen wir die endgültige Abrechnung des Haushaltsjahres 2023, 
den 2. Anpassungshaushalt 2024, 
den Haushaltentwurf für das Jahr 2025 und, 
was womöglich noch wichtiger ist, 
unsere mittelfristige Finanzplanung für die kommenden Jahre.

Selten waren die Ausgangsvoraussetzungen für eine Haushaltplanung 
so undurchsichtig, 
die Umstände so schwierig, 
die Berechenbarkeit so unsicher 
und die Vorbereitung eines Haushaltes 
so aufwendig und komplex wie diesmal.

Warum?

Erstens weil die makroökonomischen Rahmenbedingungen 
nicht nur schlecht,
sondern zudem mit vielen Unsicherheiten behaftet sind. 

Ständig brechen auf diesem Planeten neue Krisen und Kriege aus. 

Das Wachstum der Weltwirtschaft ist so bescheiden wie selten zuvor
und bleibt vielen Risiken ausgesetzt.

Die Wirtschaftsprognosen für den Euroraum sind beunruhigend. 

Die größte Volkswirtschaft der EU driftet in die Rezession. 

Und die Wachstumsprognosen für Belgien werden ständig nach unten korrigiert. 

Mit jeder Wachstumsprognose, 
die in den letzten Monaten veröffentlicht wurde, 
sind die Einnahmen der DG gesunken. 

Derzeit geht das belgische föderale Planbüro für 2024 
von einem Wachstum in Höhe von 1,1% aus. 
2025 sollen es 1,3 % sein. 

Das sind schon keine guten Parameter für unsere Einnahmen. 

Aber ob es angesichts der vielen globalen Risiken 
nicht sogar noch schlimmer kommt, 
ist alles andere als gewiss. 

Ähnliches gilt für die die Entwicklung der Inflation. 

Zwar geht die Inflation zurück. Das ist gut für uns alle. 

Aber ob sie wirklich, 
wie heute vom Planbüro vorhergesagt, 
im kommenden Jahr unter die 2%-Marke sinkt, 
wage ich zu bezweifeln. 

Immerhin liegt die Inflation in diesem Jahr noch bei 3,2 %.

Zweitens fordert die EU von unserem Land Einsparungen 
in Höhe von 28 Milliarden EUR. 

Das ist eine gigantische Sparanstrengung, 
die in den nächsten 4 bis 7 Jahren erbracht werden muss. 

Wie ich schon mehrfach gesagt habe: 
Die Lage ist ernst, sehr ernst. 

Die kleine DG ist nun wirklich nicht dafür verantwortlich, 
dass die EU ein Defizitverfahren gegen Belgien eingeleitet hat.

Wir haben diese ernste Lage in unserem Land nicht verursacht.

Und dennoch wird sich die DG 
als Bestandteil des belgischen Bundesstaates,
genau wie alle anderen Gliedstaaten,
an diesen Anstrengungen beteiligen müssen. 

Daran wird kein Weg vorbeiführen. 

Niemand wird sich erlauben können, 
den blauen Brief der EU zu ignorieren. 

Ob man die europäischen Regeln nun gut oder schlecht findet, 
wir werden uns daran halten müssen. 

Ansonsten drohen unserem Land gewaltige Strafzahlungen, 
die sich insbesondere kleine Gebietskörperschaften wie die DG
nicht würden leisten können.

Solche Strafzahlungen müssen wir auf jeden Fall vermeiden!

Allerdings wissen wir bis zum heutigen Tage nicht, 
wie hoch der Sparbeitrag der DG sein muss, 
um Strafzahlungen zu vermeiden. 

Es gibt dazu noch immer keine Absprachen, 
weder mit dem Föderalstaat noch mit den anderen Gliedstaaten. 

Es gibt noch nicht einmal eine Absprache 
zwischen Belgien und der EU darüber, 
ob die 28 Milliarden an Einsparungen
nun innerhalb 
von 4 oder innerhalb von 7 Jahren aufzubringen sind. 

Dabei würde die Antwort auf diese Frage einen erheblichen Unterschied ausmachen.

Es wird solche und andere Absprachen nunmal 
erst geben können, 
wenn die neue föderale Regierung gebildet sein wird. 

Darauf werden wir warten müssen: ob wir wollen oder nicht. 

Und trotzdem müssen wir als DG heute einen Haushalt 
und eine mittelfristige Haushaltplanung hinterlegen.

Vor dem Hintergrund all dieser Unsicherheiten und Risiken 
eine verlässliche Haushaltplanung für die kommenden Jahre vorzunehmen 
und rechtzeitig angemessene Maßnahmen zu ergreifen, 
ist eine große Herausforderung.

In unserer Regierungserklärung vom 16. September 2024 habe ich dazu Folgendes gesagt:

“Die DG wird sich an diesen Anstrengungen beteiligen müssen. Wie hoch unser Anteil sein wird, können wir heute noch nicht wissen. 
Fest steht aber schon heute: Wir werden sparen müssen. 
Wir werden Ausgaben kürzen und Mittel umschichten müssen. 
Wir werden Schwerpunkte neu festlegen und uns stringent daran orientieren müssen. 
Wir werden maximale Effizienz und kreative Synergien entwickeln müssen. 

Dazu werden wir mit allen Betroffenen, insbesondere mit den Sozialpartnern, einen breiten Dialog führen. 

Gleichzeitig müssen wir Handlungsspielräume bewahren, 
um wichtige Zukunftsinvestitionen tätigen zu können, 
zum Beispiel in den Klimaschutz, die Digitalisierung, die Bildungseinrichtungen, die Gesundheit, die Seniorenpflege, die Gemeinschaftszentren oder die Tagesstätten. 

Angesichts der überaus strengen europäischen Vorgaben ist das keine einfache Aufgabe. 
Es ist schwierig, aber nicht unmöglich. 
Wir sind überzeugt, dass wir diesen Drahtseilakt hinbekommen, 
der damit einhergehenden großen Verantwortung gewachsen sein 
und diese Herausforderung bewältigen werden. 

Zentral ist: die Mittel, die der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur Verfügung stehen, 
müssen zielgerichtet in die Weiterentwicklung unserer Heimat, 
in unsere Lebensqualität und in unsere Lebensperspektiven investiert werden. 

Wir müssen konsequent an unserem Ziel festhalten, 
die Zukunftsfähigkeit unseres ländlichen Raums dauerhaft abzusichern.

Unser übergeordnetes Ziel lautet: 

Ostbelgien in einer sich rapide verändernden Welt 
in all unseren heutigen und künftigen Zuständigkeitsbereichen 
fit für die Zukunft zu machen. 

Oder anders ausgedrückt: 

Große Umbrüche in all unseren, noch so kleinen Sachressorts abbilden -und in der DG, dank unserer Autonomie Großes im Kleinen bewirken.”

So steht es in unserer Regierungserklärung.

Daran wollen wir uns weiterhin orientieren. 

Daran arbeiten wir jeden Tag. 

Konkret haben wir uns vorgenommen, 
die Nettoprimärausgaben der DG zwischen 2025 und 2029 
um 6 % zu kürzen. 

Im Vergleich zu 2024, 
dem eigentlichen Referenzjahr für die EU, 
sollen die Nettoprimärausgaben der DG bis 2029 
sogar um knapp 29 % sinken. 

Damit würden wir selbst im Worst Case die europäischen Vorgaben einhalten. 

Wenn wir unzumutbare Strafzahlen vermeiden wollen, 
muss es uns gelingen, 
die Vorgaben der EU einzuhalten. 

Wir sind also gut beraten, 
auch für den Worst Case gewappnet zu sein.

Folgerichtig werden insbesondere die Haushalte 2025 und 2026 
Sparhaushalte sein. 

Anders geht es nicht. 

Denn sparen bedeutet sparen. 

Wir haben uns vorgenommen,
in den beiden kommenden Jahren 
bei den laufenden Ausgaben rekurrent 15 Millionen EUR einsparen. 

Bei den Personalkosten des von der DG abhängigen öffentlichen Dienstes 
sollen jährlich mindestens 4,5 Millionen EUR eingespart werden. 

Davon werden auch die Minister und Kabinettsmitarbeitenden betroffen sein.

Wie und mit welchen konkreten Maßnahmen das gelingen kann, 
darüber verhandeln wir nun schon seit einigen Wochen 
im zuständigen Sektorenausschuss mit den Gewerkschaften. 

Die letzte Sitzung des Sektorenausschusses hat am vergangenen Freitag stattgefunden. 

Leider jedoch bislang ohne einen definitiven Abschluss. 

Ich gehe davon aus, 
dass wir die Verhandlungen in den kommenden Tagen abschließen werden, 
und ich hoffe weiterhin, 
dass es uns gelingen wird, 
mit den Gewerkschaften den sozialen Frieden zu vereinbaren. 

Da wir mit den Gewerkschaften von Anfang an festgehalten hatten, 
bis zum Abschluss der Verhandlungen 
Vertraulichkeit zu bewahren 
und auf öffentliche Erklärungen zu verzichten, 
kann ich dazu heute nicht ins Detail gehen. 

Ansonsten würde ich die Vereinbarung mit den Gewerkschaften brechen. 

Und das werde ich ganz sicher nicht tun. 

Immerhin haben wir den Gewerkschaften noch vor 3 Tagen ausdrücklich bestätigt, 
dass wir dieses Vertraulichkeitsgebot respektieren werden.

Eine Entscheidung kann und darf ich heute jedoch schon vorwegnehmen:

Wir halten zwar an unserem flexibilisierten Einstellungsstopp für das MDG, 
die DGG und die EÖI fest; 
dadurch werden zwar Stellen abgebaut; 
aber wir werden in unserem Konsolidierungskreis 
keine betriebsbedingten Kündigungen vornehmen. 

Wir werden sozialverträglich vorgehen.

Über die Einsparungen beim Personal 
in Höhe von mindestens 4,5 Mios EUR hinaus 
sehen wir folgende Einsparungen vor:

Im Organisationsbereich 30 : 2,5 Mios EUR
Im Organisationsbereich 40 : 500.000 EUR
Im Organisationsbereich 50 : 4 Mios EUR

Bei diesen Einsparungen wird es sich größtenteils 
um den Verzicht auf Erhöhungen handeln.

Einen sozialen Kahlschlag wird es also mit uns nicht geben.

Hinzukommen Kürzungen bzw. der Verzicht auf Erhöhungen 
in den fakultativen Ausgaben in Höhe von 3,5 Millionen, 
nicht zuletzt im Organisationsbereich 20.

Genauso wie für die besonders sensiblen Einsparungen 
bei den Personalkosten
sind auch die Konzertierungen 
in den anderen Organisationsbereichen noch nicht abschlossen. 

Darüber werden wir zum Beispiel am 31. Oktober noch mit dem WSR beraten.

Wir haben die Einsparungen bereits in den Haushaltsentwurf 
bzw. die Simulation eingetragen und auf einzelne Zuweisungen verteilt. 

Es kann aber natürlich im Zuge 
all dieser Verhandlungen und Konzertierungen 
noch zu Abänderungen einzelner Maßnahmen 
und zu Gegenvorschlägen kommen. 
Das werden wir dann durch Abänderungsvorschläge korrigieren.

Die Gesamtsummen stehen aber fest. 
Die Haushaltsergebnisse werden sich dadurch auf keinen Fall verschlechtern.

Wir habe also vor, 
verteilt auf die beiden kommenden Jahre 2025 und 2026, 
rekurrent, 
insgesamt mindestens 15 Mios im laufenden Haushalt einzusparen.

Sobald alle Verhandlungen abgeschlossen sind, 
– das könnte noch 2-3 Wochen in Anspruch nehmen - 
werden wir das Parlament und die breite Öffentlichkeit 
selbstverständlich über alle Einzelheiten informieren. 

Mitte November werden dann alle Sparvorschläge, 
die einer dekretalen Abänderung bedürfen, 
mit dem Programmdekret 2024 im PDG hinterlegt, 
diskutiert und im Dezember abgestimmt werden können.

Kolleginnen und Kollegen,

Wir unterbreiten Ihnen heute zunächst die endgültige Abrechnung des Haushaltes 2023. 

Die endgültige Abrechnung ist immer die Stunde der Wahrheit.  

Und wir dürfen feststellen, 
dass das endgültige Ergebnis für das Jahr 2023 
nach den Vorgaben der europäischen Buchhaltungsnormen 
um knapp 61 Millionen EUR besser ausgefallen ist als geplant. 

Allein im laufenden Haushalt haben wir um knapp 19 Millionen EUR besser abgeschnitten als vorgesehen.

Mit der 2. Anpassung des Haushaltes 2024 
verschlechtern wir hingegen deutlich das Ergebnis 2024. 

Dafür gibt es vor allem einen Grund:

Wir wollen für die Finanzierung der Gemeinde-, Sozialhilfe- und Straßenbaudotationen eine neue Rechtsgrundlage schaffen. 

Auch das wird Gegenstand des angekündigten Programmdekretes sein.

Seitdem im Jahre 2009 der Verteilerschlüssel für die Gemeindedotation festgelegt wurde, 
haben sich die sozio-ökonomischen Realitäten spürbar verändert. 
Dem trägt der heutige Verteilerschlüssel nur unzureichend Rechnung. 

Im Programmdekret wird die Mehrheit Ihnen deshalb unter anderem vorschlagen, den Anteil der Sozialhilfedotation zu erhöhen. 

Und da wir davon ausgehen müssen, 
dass sich die Realitäten auch in Zukunft weiter, 
womöglich sogar noch schneller, 
verändern werden 
und kein Verteilerschlüssel der Welt 
diese Entwicklung für die Ewigkeit vollumfänglich und gerecht antizipieren kann, 
schlagen wir vor, 
den Verteilerschlüssel alle 7 Jahre neu zu evaluieren.  

Also im Grunde nach jeder kommunalen Legislaturperiode (+1 Jahr). 

Wir schlagen vor, 
auf ein 7 Jahres-Modell umzusteigen 
und den Gemeinden jetzt eine Dotation 
in Höhe von 117,2 Millionen EUR auszuzahlen. 

Darin enthalten sind etwa 50 % der Dotation, 
die sie nach dem alten System innerhalb von 7 Jahren erhalten hätten. 

Den ÖSHZ wiederum gewähren wir 
in diesem Jahr eine Dotation 
in Höhe von 34,5 Millionen EUR. 
Das entspricht einer Erhöhung um 31,7 Millionen im Vergleich zum alten System.


Genauso wollen wir für die kommunale Straßenbaudotation vorgehen. 

Die Gemeinden erhalten in diesem Jahr eine Straßenbaudotation 
in Höhe von 24 Millionen EUR. 

Das sind 21 Millionen EUR mehr, 
als sie nach dem alten System erhalten hätten.

Wohlbemerkt, 
bei diesen Zahlen handelt es sich nicht um Vorschüsse, 
sondern um richtige, rechtlich abgesicherte 
Zuschüsse bzw. Dotationen. 

Die neue Rechtsgrundlage hierfür 
wollen wir mit dem anstehenden Programmdekret schaffen. 

Ein vergleichbares System hatten wir übrigens 
in der vergangenen Legislaturperiode 
bereits für die Finanzierung der Wohn- und Pflegezentren eingeführt. 

Die damit verbundenen Auszahlungen an die Zentren sind mittlerweile erfolgt. 

Mit solchen Finanzierungssystemen können wir 
sowohl die Planungssicherheit als auch die Liquidität von Zuschussempfängern verbessern 
und gleichzeitig den Realitäten vor Ort besser und flexibler Rechnung tragen.

Kolleginnen und Kollegen,

für das Jahr 2025 hinterlegen wir heute einen ausgeglichenen laufenden Haushalt. 

Ich erinnere daran, 
dass wir vor dem Ausbruch der Coronakrise 
als einziger Gliedstaat unseres Landes 
strukturell ausgeglichene Haushaltsergebnisse erzielt haben. 

Unsere Haushalte 2018, 2019 und 2020 befanden sich im Gleichgewicht, 
sogar nach den strengen europäischen Buchhaltungsnormen. 

Es war der Regierung vor den Krisen gelungen,
sowohl auf die Neutralisierung von Investitionen 
als auch auf neue Schulden verzichten. 

Das hatte keine andere Gemeinschaft und keine andere Region in Belgien geschafft. 

Der laufende Haushalt 2020 unserer Gemeinschaft 
wies sogar einen Überschuss von mehr als 20 Millionen EUR auf. 

Dann kam Corona, die Flutkatastrophe, 
der verbrecherische russische Angriffskrieg auf die Ukraine 
und die Energie- und Inflationskrise. 

Vier globale Krisen innerhalb weniger Jahre, 
die wir nicht verschuldet hatten;
deren Auswirkungen wir aber zu bewältigen haben. 

Wegen der Krisen und nur wegen der Krisen haben wir 2020
das Haushaltsgleichgewicht aufgegeben, 
neue Schulden aufgenommen 
und Hilfspakete in einer Größenordnung von 300 Millionen EUR finanziert. 

Unmittelbar nach dem Ausbruch der Coronakrise 
hat die damalige Regierung der DG 
als erste Regierung in Belgien
ihre finanzpolitische Strategie krisenbedingt angepasst 
und später neben den Hilfspaketen 
ein Konjunkturprogramm 
zugunsten von Bildungseinrichtungen, Krankenhäusern, WPZS, BW, Tagesstätten, Gemeinschaftszentren, Digitalisierung und Klimaschutz erarbeitet, 
um die richtigen Lehren aus den Krisen zu ziehen.

Wir haben die Chancen, 
die jeder Krise innewohnen, 
zu nutzen versucht, 
indem wir von der Flexibilitätsklausel der EU profitiert 
und massiv wichtige Investitionen vorgezogen haben.

Diese Entscheidung hat sich mittlerweile als richtig erwiesen.

Ich habe jedoch von Anfang an, 
schon im April 2020 
gesagt, 
dass wir nur für eine begrenzte Zeit vom Pfad der Tugend,
also vom Pfad ausgeglichener Haushaltsergebnisse,
abweichen dürfen. 

Ziel der krisenbedingt angepassten finanzpolitischen Strategie 
war von Anfang an, 
den laufenden Haushalt schon 2025 wieder ins Gleichgewicht zu bringen 
und nach 2028 sogar auf die Neutralisierung von Investitionen zu verzichten. 

Das hatte die Regierung sich im April 2020 vorgenommen, 
zu einem Zeitpunkt also, 
als man nicht wissen konnte, 
dass uns nach Corona noch eine Flutkatastrophe, 
ein Krieg in Europa und eine Inflationskrise heimsuchen würden. 

Trotz all dieser damals noch nicht absehbaren Krisen 
dürfen wir heute feststellen, 
dass die Strategie aufgegangen ist. 

Es ist uns gelungen, 
den laufenden Haushalt 2025 ins Gleichgewicht zurückzuführen. 

Der laufende Haushalt 2025, 
den wir heute einreichen, 
weist einen Überschuss in Höhe von 1 Million EUR aus.

Alle Einzelheiten zu diesem Haushalt 
können Sie 
der mehr als 1400 Seiten umfassenden Rechtfertigungserklärung entnehmen, 
die Sie im Anschluss an meine Rede erhalten werden.

Ich möchte an dieser Stelle nur einige wenige Punkte hervorheben:

Zunächst zu den laufenden Ausgaben:

Die Gehaltsmasse im Unterrichtswesen 
wird um 1 Million EUR 
auf 140,5 Million EUR erhöht. 

2020 waren es noch 102 Millionen EUR. 

Die Personalkosten im Unterrichtswesen wurden also innerhalb weniger Jahre um 38 Millionen bzw. um  37 % erhöht. 

Das ist ein vorher nie gekannter Anstieg. 

Dazu haben die zahlreichen Reformen 
und verbesserten Finanzierungregeln beigetragen, 
die seit 2020 beschlossen wurden. 

Man denke nur :
· An die Verringerung der Klassengrössen in den Kindergärten
· Die Einstellung von Kindergartenassistenten
· Die Stärkung der Führungsstrukturen in unseren Schulen
· Die Schaffung eines Vertretungspools
· Die Einstellung von IT-Verantwortlichen in Schulen
· Die Einstellung von Fördergrundschulassistenten
· Die Einstellung von zusätzlichem Personal an der AHS
· Die Aufwertung der Musikakademie
· Die Erhöhung des Stellenkapital für erstankommende Schüler
· Oder auch an die Schaffung zusätzlicher Stellen beim ZAWM

Wir halten trotz der Sparzwänge
an all diesen finanziellen Verbesserungen fest. 

Es bleibt also dabei: 

Wir stellen unseren Schulen 
im Verhältnis zur Schülerzahl deutlich mehr Personal zur Verfügung
als die beiden anderen Gemeinschaften unseres Landes.

Unabhängig davon arbeiten wir natürlich mit Hochdruck 
an den neuen inhaltlichen Schwerpunkten, 
die wir in unserer Regierungserklärung 
für die Unterrichtspolitik 
angekündigt haben. 

Dazu gehört, wie Sie wissen, auch eine Reform der Schulfinanzierung.

Die Funktionssubventionen und -dotationen für unsere Schulen werden 2025 ebenfalls angehoben. 

Und zwar um knapp 290.000 EUR.

An den erhöhten Zuschüssen zur Reduzierung der Schulbesuchskosten für die Eltern halten wir ebenso fest.

Ähnliches gilt für den Bereich der Seniorenpflege. 

Wir halten an den Verbesserungen fest, 
die in den letzten Jahren beschlossen wurden.

In den letzten Jahren wurden enorme finanzpolitische Anstrengungen unternommen, 
um die häuslichen Hilfen aufzuwerten 
und die finanzielle Situation der WPZS zu verbessern.

So wurden zum Beispiel die Gehälter in der Seniorenpflege
um bis zu 19 % erhöht. 

Wir zahlen im belgienweiten Vergleich die mit Abstand höchsten Gehälter aus.

In den letzten 10 Jahren wurden zudem 145 zusätzliche Plätze ermöglicht,
und wir wollen weitere Plätze einrichten, 
um die Wartelisten abzubauen.

Wir finanzieren mittlerweile eine 3. Nachtwache und zusätzliches Personal.

Wir haben die Finanzierung von 54 zusätzlichen Ganztagsstellen für Alltagsbegleiter abgesichert, um das Personal zu entlasten. 
Und wir haben als Einzige in Belgien dafür gesorgt, 
dass private und öffentliche Einrichtungen gleichberechtigt finanziert werden. 
Nach dem Motto: gleiche Bezahlung für gleiche Leistung. 

Das hat niemand sonst in Belgien getan.

Keine Region in Belgien investiert so viel in die Seniorenpflege wie die DG. 

Das zeigt, welche Bedeutung wir den Senioren beimessen.

Das alles kommt einem finanzpolitischen Kraftakt gleich. 

Und wir wollen trotz Sparzwängen nicht nur an diesen Erhöhungen festhalten; 
wir wollen auf der Grundlage unserer Regierungserklärung 
in den kommenden Jahren 
weitere Verbesserungen für unser Senioren ermöglichen.

Das gilt natürlich auch für die häuslichen Hilfen. 

Wir haben zB im Haushalt 2025 zusätzliche Mittel vorgesehen, 
um die Beschäftigung der SAFPA-Mitarbeitenden abzusichern 
und ein Abkommen mit einem neuen Träger schließen zu können. 

Die Mittel für das Pflegegeld werden auf insgesamt 7,4 Millionen EUR festegelegt . 

Das entspricht im Vergleich zum letzten Jahr einem Anstieg um 16 %. 

Solche Kostenexplosionen 
- das muss man allerdings unmissverständlich sagen - 
können wir uns auf Dauer nicht leisten. 

Wie in der Regierungserklärung angekündigt, 
werden wir in diesem Bereich Reformen durchführen.

Für die Solidarwirtschaft sehen wir im kommenden Jahr 
VE in Höhe von 765.000 EUR. 

Im Vergleich zum letzten Jahr verdoppeln wir damit unsere Investitionen in diesen wichtigen Sektor.

Für das Zentrum Mosaik haben wir eine Erhöhung um 310.000 EUR eingetragen, 
um den arbeitsrechtlichen Rahmen zu verbessern 
und das damit verbundene Maßnahmenpaket zu finanzieren.

Auch die Finanzmittel für den nicht kommerziellen Sektor 
wollen wir anheben. 

Für die allermeisten Geschäftsführungsverträge sehen wir 2025 
eine Erhöhung um 1,25 % vor. 

Das gilt nicht zuletzt für die Einrichtungen des sozio-kulturellen Sektors. 

Insgesamt erhöhen wir den Kulturhaushalt um knapp 300.000 EUR. 

Den größten Anstieg an Zuschüssen schlagen wir neben der Seniorenpflege 
für die Kinderbetreuung vor.

Im Vergleich zum letzten Jahr 
erhöhen wir unsere Investitionen 
in die Kinderbetreuungsangebote 
von 6,5 Millionen EUR auf 12,2 Millionen EUR. 

Das ist fast eine Verdopplung unserer Anstrengungen.  

Damit bekräftigen unsere Schwerpunktsetzung, 
die wir in unserer Regierungserklärung festgelegt hatten. 

Wir wollen dafür sorgen, 
dass jedes Kind, das einen Betreuungsplatz braucht, 
einen Betreuungsplatz bekommt. 

Wir wollen im Bereich der Kinderbetreuung eine europäische Modellregion werden. 

Wir wollen die beste Abdeckungsquote in der gesamten EU erreichen. 

Das ist gut für die Kinder und deren Eltern. 

Das ist gut für unseren Standort. 

Und es ist ein wichtiges Argument im Kampf gegen den Arbeitskräftemangel.

So viel zu den laufenden Ausgaben. 

Wie gesagt, für weitere Einzelheiten verweise ich auf die umfangreiche Rechtfertigungserklärung und die Diskussionen in den Ausschüssen.

Kommen wir zu unseren Zuschüssen für Infrastrukturpojekte.

Nach unseren Beratungen mit allen noch amtierenden Gemeindekollegien 
und zahlreichen Organisationen haben wir jetzt
im Infrastrukturplan 2025 
Zuschüsse in Höhe von knapp 94,2 Millionen EUR 
für 142 Infrastrukturprojekte eingeplant.

Davon werden 32 Millionen in den Schulbau fließen. 

Davon profitieren u.a. mehrere Schulen des GUW, die Musikakademie, die MG St.Vith, 
die BS St.Vith, 
einige Schulen auf dem Gebiet der Gemeinde Bütgenbach, 
die Gemeindeschule Hergenrath, die Gemeindeschule in Neidingen, die Gemeindeschule in Walhorn und die Gemeindeschule in Heppenbach

Wir arbeiten darüber hinaus weiter intensiv
an der Umsetzung des 2. Schulbauprogramms, 
mit dem wir bekanntlich u.a. das CFA und das KAS renovieren 
und in St.Vith ein Technologiezentrum für technische Ausbildungen errichten wollen. 

Allein für das 2. Schulbauprogramm haben wir in den Infrastrukturplan 2025
20 Millionen EUR eingetragen.

Neu ist in diesem Zusammenhang, 
dass wir in Zukunft 100 % der Kosten 
für Infrastrukturarbeiten in den Schulen des freien Schulwesens übernehmen. 

Mittlerweile wurden fast alle betroffenen Schulgebäude in das Eigentum der DG übertragen. 

Die komplexen Verhandlungen mit dem FSU, dem Bistum, den Schulen und allen Eigentümern konnten erfolgreich abgeschlossen werden. 

Ich gehe davon aus, 
dass die noch fehlenden notariellen Urkunden in Kürze unterzeichnet werden.

Im Bereich der lokalen Behörden sehen wir Infrastrukturzuschüsse 
in Höhe von 6,4 Millionen vor, 
davon allein 5,3 Millionen für den Neubau einer Feuerwehrkaserne 
und 685.000 EUR für die Hilfeleistungszone.

Außerdem werden wir 4,6 Millionen EUR in Dorfinfrastrukturen investieren. 
Dazu gehören der Umbau des Dorfhauses in Berg, 
der Dorfsaal in Bütgenbach, der Umbau des Pfarrheims zum Dorfhaus in Wallerode sowie Renovierungsarbeiten in Deidenberg, Hünningen und Schönberg. 

Die Einrichtung von Dorfhäusern bleibt, 
wie in unserer Regierungserklärung angekündigt, 
also eine Priorität dieser Regierung. 

Dorfsäle schaffen den Rahmen für das gesellschaftliche Zusammenleben und stärken unsere Dorfstrukturen. 

Weitere Zuschüsse haben wir zum Beispiel eingeplant für den KFC Amel, den Turnverein in St.Vith, die Kickers in Rodt, das Zentrum Herzebösch, den Honsfelder Sportverein, die Sportgemeinschaft Rapid Oudler, den RFCU Kelmis, den RFC Raeren-Eynatten, die Mehrzweckhalle in Kettenis, die Kinderkrippe in St.Vith, eine Kinderkrippe in Eupen und die Frühhilfe Ostbelgien.
Hinzukommen beispielsweise die Sanierung des König Baudouin Stadions in Eupen und der Ankauf eines Geländes für den Neubau der Sporthalle Eynatten. 

Dem Hof Peters in Emmels wollen wir einen Zuschuss in Höhe von knapp 4 Millionen EUR gewähren, 
um sein Bauprojekt “Wohnraum für Menschen mit Unterstützungsbedarf” verwirklichen zu können.

Für die Krankenhäuser haben wir diesmal Infrastrukturzuschüsse in Höhe von 11,4 Millionen EUR eingeplant. 

Der Klink St.Vith haben wir zudem mittlerweile eine definitive Zusage 
für die Anschaffung eines neuen MRT erteilt. 

Wir bezuschussen die Anschaffung dieses Geräts 
mit immerhin 1,4 Millionen EUR.

Uns muss aber bewusst sein, 
dass es in den kommenden Jahren nicht bei diesen Summen bleiben wird. 

In beiden Häusern stehen bekanntlich überaus umfangreiche Arbeiten auf dem Programm. 

Wir wollen und wir werden dort unsere Verantwortung übernehmen 
und im Rahmen unserer Zuständigkeiten 
alles in unserer Macht Stehende tun, 
um die Zukunftsperspektiven der beiden Krankenhäuser zu fördern. 

In Kürze stehen dazu weitere Gespräche an.

Für Energieeffizienzmaßnahmen von Vereinen 
haben wir 2 Millionen in den Plan eingetragen. 

Weitere 2 Millionen planen wir für Energieeffizienzmaßnahmen 
von Gemeinden ein. 

Hinzukommen 4 Millionen für Energieeffizienzmaßnahmen 
in privaten Haushalten.

Insgesamt enthält der Infrastrukturplan also 142 Projekte 
mit einem Zuschussvolumen von 94 Millionen EUR. 

In den Unterlagen, die heute verteilt werden, 
finden Sie eine Auflistung all dieser Projekte. 

Wir haben in diesem Jahr noch Investitionen vorgezogen. 

In den kommenden Jahren wird das allerdings nicht mehr möglich sein – jedenfalls nicht in diesem Umfang. 

Das haben wir allen noch amtierenden Gemeindekollegien bereits in aller Deutlichkeit persönlich mitgeteilt. 

Das werden wir den neuen Kollegien genauso unmissverständlich sagen müssen.

Wir werden uns auch im Infrastrukturbereich auf das Wesentliche konzentrieren 
und an der ein oder anderen Stelle Abstriche machen müssen.


Kolleginnen und Kollegen,

Was bedeutet das alles für unsere mittel- und langfristige Finanzplanung?

Es ist uns trotz aller Krisen und Unsicherheiten gelungen, 
einen ausgeglichenen laufenden Haushalt 2025 zu hinterlegen. 

Das ist gut. 

Ich vermute sogar, 
dass wir in der Endabrechnung 2025, 
der Stunde der Wahrheit,
einen Überschuss erzielen werden.

Aber der Blick auf das kommende Jahr reicht natürlich nicht aus. 

Er reicht uns nicht aus; er reicht der EU nicht aus. 

Die EU wird den belgischen Haushaltspfad 
für die kommenden 4 bis 7 Jahre bewerten und sie wird, 
wenn das Zeugnis schlecht ausfällt, 
Strafen verhängen.

Das müssen wir wissen. Damit müssen wir umgehen. 

Darauf müssen wir uns vorbereiten.

Nur leider können wir heute noch nicht definitiv wissen, 
wie hoch unser Anteil an den Sparanstrengungen sein wird.

Einen Sparhaushalt zu erarbeiten, 
ohne zu wissen, 
wieviel man einsparen muss, 
ist naturgemäß eine schwierige Herausforderung. 

Dass gleichzeitig die Einnahmeprognosen 
aufgrund zunehmender globaler Konflikte ständig schwanken, 
macht die Aufgabe nicht einfacher.

Parallel dazu muss dafür Sorge getragen werden, 
dass genügend Handlungsspielräume eröffnet werden, 
um in die Lebensqualität und die Zukunftsfähigkeit 
unserer Heimat investieren zu können. 

Das ist eine sensible Gradwanderung.

Daran haben wir in den letzten Wochen hart gearbeitet. 

Wir haben darüber unzählige Gespräche geführt, in Brüssel, in Namur, in Ostbelgien – 
mit Politikern, Experten, Sozialpartnern und Organisationen 
auf allen denkbaren Ebenen.

Ich habe mich bei der Haushaltsvorbereitung häufig 
an die berühmte Quadratur des Kreises erinnert gefühlt.

Dennoch ist es uns gelungen, 
einen realistischen und verantwortbaren Haushaltspfad zu erarbeiten, 
von dem man annehmen darf, 
dass er die Vorgaben der EU einhält und uns vor Strafen schützt. 

Gleichzeitig enthält er durchaus Handlungsspielräume, 
die es uns erlauben sollten, 
unser Regierungsprogramm zu finanzieren.

Die ersten Jahre werden schwierig sein. Ohne Zweifel. 

Man kann nicht sparen ohne zu sparen.

Aber es gibt keinen Anlass, den Kopf in den Sand zu stecken.

Es gibt durchaus belastbare Gründe für Optimismus und Zuversicht. 

Vor allem, wenn wir in unsere mittelfristige Zukunft schauen.

Warum?

Erstens – ich wiederhole mich – 
ist der laufende Haushalt jetzt schon ausgeglichen 
– uns droht also kein Schneeballeffekt -
und zweitens – das ist genauso wichtig - 
werden wir aller Voraussicht nach
noch vor dem Ende dieser Legislaturperiode 
(im Gegensatz zu anderen) 
auch auf die Neutralisierung von Infrastrukturinvestitionen verzichten können. 

So haben wir es im Hauhaltpfad vorgesehen, 
den Sie den Unterlagen entnehmen können.

Damit würden wir nach 2028 (vor den Wahlen!)
alle Vorgaben der europäischen Buchhaltungsnormen erfüllen, 
auf neue Schulden verzichten 
und bestehende Schulden zurückzahlen können.

Das ist unser Ziel. 
Dafür schaffen in diesen Wochen die notwendigen Voraussetzungen.

Ich fasse zusammen:

Der laufende Haushalt 2025 befindet sich im Gleichgewicht 
und wird aller Voraussicht nach sogar mit einem Überschuss abschließen.

So weit, so gut.

Allerdings verlangt die EU von unserem Land 
gigantische Einsparungen in Höhe von 28 Milliarden EUR, 
verteilt auf 4 oder 7 Jahre.

Die DG hat den blauen Brief der EU nicht verursacht,  
sie hat sich im Gegenteil immer an alle Absprachen gehalten,
aber sie wird sich an diesen Sparanstrengungen beteiligen müssen.

Ansonsten drohen uns Strafzahlungen, 
die wir uns nie und nimmer leisten könnten.

Wir müssen also sparen. Wieviel? 
Das können wir heute noch nicht wissen. 

Aber wir sind gut beraten, 
uns auch auf das schlechteste Szenario, 
den worst case, 
vorzubereiten, 
um definitiv sicherzustellen, 
dass wir niemals Strafen zahlen müssen.

Genau das tun wir mit der heute vorgelegten Haushaltsplanung.

Wir haben uns vor diesem Hintergrund vorgenommen, 
die Nettoprimärausgaben der DG bis 2029 drastisch zu kürzen 
und in den laufenden Ausgaben 15 Millionen EUR einsparen. 

Das soll vorwiegend mit dem Verzicht auf Erhöhungen gelingen und folglich sozialverträglich geschehen. 

Darüber wird gerade in verschiedenen Gremien konzertiert.

Sobald die Konzertierungen abgeschlossen sind, 
werden wir Sie selbstverständlich über die Verhandlungsergebnisse informieren.

Mitte November wird Ihnen dann das Programmdekret 
zur Diskussion und Abstimmung unterbreitet, 
mit dem diese Ergebnisse umgesetzt werden sollen.

Ich wünsche uns allen konstruktive Diskussionen in den Ausschüssen. 

Ich denke, dass der Ernst der Lage in unserem Land 
uns allen bewusst ist.

Also lasst uns gemeinsam daran arbeiten, 
die großen Herausforderungen, 
die wir nicht verschuldet haben, 
zu bewältigen 
und mit Optimismus und Zuversicht
neue Zukunftsperspektiven für unsere Heimat zu schaffen.

Danke für Ihre Aufmerksamkeit!





 













